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Abkiirzungsverzeichnis

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

SAG Schweizer Allianz Gentechfrei

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund

GSoA Gruppe flur eine Schweiz ohne Armee

VKMB Kleinbauern-Vereinigung

IVF In-vitro-Fertilisation

SBV Schweizerischer Bauernverband

CNG Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (Vorgédnger von Travail.suisse)
FMH Fédération des médecins suisses

StopOGM Alliance suisse pour une agriculture sans génie génétique

USS Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

FEPS Fédération des Eglises protestantes de Suisse

GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée

VKMB Association des petits-paysans

FIV Fécondation in vitro

USP Union Suisse des Paysans

CSsC Confédération des syndicats chrétiens de Suisse (Prédécesseur de

Travail.suisse)
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 17.05.2009
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.02.2011
NADJA ACKERMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Am 17. Mai nahm das Volk den Bundesbeschluss mit 953'173 Ja zu 947'493 Nein dusserst
knapp an. Am deutlichsten fiel die Zustimmung im Kanton Luzern mit 58% aus, am
deutlichsten war die Ablehnung im Jura mit 56% Nein. Die in der Geschichte der
nationalen Volksabstimmungen zweitkleinste Differenz zwischen der Anzahl Ja- und
Nein-Stimmen (5780) |6ste Hunderte von Beschwerden mit der Forderung einer
Neuauszéhlung aus. Da aber nirgendwo konkrete Unregelméssigkeiten moniert wurden,
blieben sie erfolglos. Geméss der Vox-Analyse waren die Zweifel an der Datensicherheit
bei einer zentralen Speicherung der Passinformationen das wichtigste Motiv fur die
Nein-Stimmenden gewesen. Unterschiede im Stimmverhalten liessen sich kaum
feststellen. So opponierten Junge, trotz des Einsatzes der Jungparteien nicht mehr
gegen die neuen Passe als altere Personen, und auch die Bildung und die Sprachregion
spielten keinen Einfluss.

Abstimmung vom 17. Mai 2009

Beteiligung: 45,2%
Ja: 953"173 (50,1%)
Nein: 947'493 (49,9%)

Parolen: Ja: FDP, CVP (2)*, EVP (1)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SVP (2)*, SP (1)*, GP, CSP, EDU, SD, Lega, FPS, PdA; Travail.Suisse.
Stimmfreigabe: GLP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen'

Innere Sicherheit

Im Februar kam die 2007 von verschiedenen linken Organisationen lancierte
Volksinitiative «Fiir den Schutz vor Waffengewalt>» zur Abstimmung. Die Initiative
forderte ein Verbot der privaten Aufbewahrung von besonders gefahrlichen Waffen,
einen Bedarf- und Féhigkeitsnachweis sowie die Einflhrung eines nationalen
Waffenregisters. Das Initiativkomitee, das das Sturmgewehr im Kleiderschrank als Relikt
des Kalten Krieges ansah, erhoffte sich mit der Neuregelung eine verbesserte Suizid-
und Gewaltpravention. Nachdem 2010 bereits beide Rate und der Bundesrat die
Ablehnung der Initiative empfohlen hatten, bekdmpfte eine breite bulrgerliche Allianz
aus SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, Schweizer Demokraten, Gewerbeverband, Bauernverband
und Schiessverband die Waffen-Initiative. Die Gegner der Initiative beflrchteten vor
allem die Opferung traditioneller Werte zugunsten einer Scheinsicherheit. Die Initiative
wirde Zeichen eines Misstrauens in die Verantwortlichkeit der Blrger darstellen.
Getroffen wurden zudem jene, die verantwortungsvoll mit Waffen umgingen -
Verbrecher wirden sich hingegen nicht an die Regelung halten. Der BDP-Président
Hans Grunder sah in der Initiative sogar das versteckte Ziel der Abschaffung der Armee.
Auch rechneten die Gegner mit erheblichen administrativen Mehrkosten.

Die Initiative wurde am 13. Februar 2011 an der Urne mit 56,3%-Nein-Stimmen bei einer
Stimmbeteiligung  von  49,2% verworfen. Dabei wurden die Dbereits im
Abstimmungskampf sichtbaren Grében bestatigt. Die grosste Zustimmung fand die
Initiative in der Westschweiz: Genf (61%), Basel-Stadt (568,9%), Waadt (53,7%),
Neuenburg (53,2%) und Jura (52%), aber auch Zirich (50,4%) nahmen die Initiative an.
Die Gegner der Initiative konzentrierten sich in der Zentral- und Ostschweiz: Appenzell
Innerrhoden (72,3%), Obwalden (71,9%), Schwyz (70,9%) und Uri (70,6%). Die Vox-
Analyse zeigte, dass den Stimmburgern die Entscheidung leicht fiel und viele sich frih
positionierten. Dabei hing der Stimmentscheid stark von der politischen Ausrichtung
und den politischen Wertevorstellungen ab: Personen, die fur eine offene und moderne
Schweiz sind, stimmten ebenso massiv Ja, wie jene, die eine verschlossene und
traditionelle Schweiz vertreten, Nein sagten. Es gewann damit dieselbe Schweiz die
Abstimmung, die sich bereits bei der Minarett- und der Ausschaffungsinitiative
durchsetzte. Die drei Hauptargumente der BeflUrworter polarisierten laut der VOX-
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 27.09.2009
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.09.2017
LAURA SALATHE

Analyse stark: Dass die Waffe zuhause geféhrlich und unzeitgeméass sei und die
Selbstmordrate erhéhe, wurde von den Gegnern strikt abgelehnt. Sie argumentierten
ihrerseits mit einer bereits genlgenden Gesetzeslage und der Wahrung der
personlichen Freiheit und der Eigenverantwortung. Die Diskreditierung des
Milizsystems der Armee war das Hauptargument des Uberparteilichen Komitees der
Gegner, dessen vom Werber Alexander Segert illustrierten Kampagne mit kaputten 1.-
August-Lampions an die Emotion der Stimmburger appellierte.

Abstimmung vom 13. Februar 2011

Beteiligung: 49,2%
Ja: 1'083'312 (43,7%) / 51/2 Sténde
Nein: 1'395'812 (56,3%) / 15 5/2 Stande

Parolen:

- Ja: CVP-Frauen, CSP, EVP, Grune, GLP, PdA, SP, SP-Frauen, GSoA, SEK, SGB, Travs,
FMH.

- Nein: FDP-Liberale, FDP-Frauen, CVP (5)*, BDP, EDU, SVP, SVP-Frauen, AVF, JCH,
SBV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

In der Volksabstimmung vom 27. September waren Volk und Stédnde damit
einverstanden, auf die 2003 in die Verfassung aufgenommene allgemeine
Volksinitiative wieder zu verzichten. Eine Kampagne fand nicht statt; gegen die
Streichung ausgesprochen hatten sich nur die Lega und die PdA. Das Resultat fiel mit
einem Ja-Stimmenanteil von 67,9% (1307 237 Ja gegen 618 664) und keinem einzigen
ablehnenden Kanton deutlich aus.

Abstimmung vom 27. September 2009

Beteiligung: 40,4%
Ja: 1307 237 (67,9%) / 20 6/2 Sténde
Nein: 618 664 (32,1%) / 0 Stande

Parolen:

- Ja: SVP, SP, FDP (1)*, CVP (2)*, GP (1)*, EVP, BDP, GLP, CSP, EDU (1)*, FPS, SD; SGV, SBV,
Travail.Suisse.

- Nein: Lega, PdA.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Der Abstimmungskampf um die Initiative fiir Erndhrungssicherheit gestaltete sich
aufgrund einer fehlenden Opposition eher ungewdhnlich. In zwei Punkten herrschte
weitlaufige Einigkeit. So wurde aus der Annahme der Initiative direkt keine neue
Gesetzesanderung und kein neuer Subventionsbedarf resultieren. Folglich entschieden
nahezu alle Parteien und Verbénde, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Die
einzigen Nein-Parolen von nationalen Akteuren kamen vom Gewerbeverband und der
EDU. Beide betrieben aber keinen Abstimmungskampf und dusserten sich kaum zu ihrer
Position. Somit bildete sich bis zum Abstimmungstag kein Nein-Komitee, dafir
entstanden gleich zwei Komitees, welche flir ein Ja an der Urne warben. Das Erste,
angefuhrt vom Bauernverband, bestand vor allem aus burgerlichen Politikerinnen und
Politikern; dem Zweiten, gegrindet von der Agrarallianz, gehorten linksgrine Politiker
und Politikerinnen sowie Mitglieder der FDP an. Letzteren ging es darum, dem
Bauernverband die Deutungshoheit nicht alleine zu tberlassen. Sie sahen den Text des
Gegenvorschlags als Kampfansage gegen den Protektionismus. Der linksgriine Teil der
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Agrarallianz hingegen interpretierte den Gegenentwurf als Grundlage flr eine umwelt-
und tierfreundlichere Landwirtschaft.

Der weitlaufigen Beflrwortung durch die verschiedenen politischen Akteure zum Trotz
sorgte der Gegenentwurf bei der Bauernschaft fur deutliche Auseinandersetzungen.
Einzelne Personen aus ihren Reihen gaben sich ungllcklich Gber den Verlauf, welcher
die Initiative mit dem Gegenvorschlag genommen hatte. Heftig diskutiert wurde vor
allem der neu im Gegenentwurf eingeflgte Abschnitt d, welcher besagt, dass die
Voraussetzungen flr ,grenziberschreitende Handelsbeziehungen, die zur nachhaltigen
Entwicklung der Land- und Erndhrungswirtschaft beitragen™, geschaffen werden sollen.
Dies stehe in starkem Kontrast zur urspringlichen Initiative des Bauernverbandes,
welche die einheimische Landwirtschaft stéarken wollte. Dass FDP-Bundesrat Johann
Scheider-Ammann an verschiedenen Anlassen andeutete, dass der Gegenvorschlag als
Grundlage dafir dienen koénnte, um Schutzzélle abzubauen, alarmierte die
Bauernschaft zuséatzlich. Der Bauernverband versuchte zu beschwichtigen und
interpretierte diesen Passus so, dass nur der Import von nachhaltigen Produkten, die
nicht in der Schweiz produziert werden kénnen, geférdert werden solle, und deutete
den Gegenentwurf im Gesamten als Konzept flr ,fairen Handel, statt Freihandel®, wie in
einer Medienmitteilung zu lesen war.

Diesem Verstandnis widersprach die Luzerner SVP, welche kurz vor der Abstimmung
unter der Anfihrung von alt Nationalrat und Landwirt Josef Kunz deutlich die Nein-
Parole erliess. Kunz kritisierte 6ffentlich den Bauernverband, die Initiative zu unrecht
zurlickgezogen zu haben, und nannte den Gegenvorschlag einen ,Freipass fur den
Agrarfreihandel™. Diese Ansicht teilte die St. Galler SVP, welche sich ebenfalls
entschieden hatte, die Initiative abzulehnen.

Erfreut Uber die Entwicklungen der Ernadhrungsinitiative zeigte sich hingegen die
Présidentin der schweizerischen Kleinbauern-Vereinigung, Regina Fuhrer. Die
Vereinigung, welche sich dagegen einsetzt, dass die Bauernhofe in der Schweiz immer
grosser und industrieller werden, lehnte die urspringliche Initiative des
Bauernverbandes ab. Diese sei zu stark auf die Produktion und zu wenig auf Vielfalt
ausgerichtet gewesen, so die Kritik Fuhrers. Den neuen Vorschlag jedoch lobte sie
daflr, dass er eine schonende Produktionsweise und faire Handelsbeziehungen férdere
sowie die Nahrungsmittelverschwendung thematisiere.

Grund fur die ungewdhnlich grosse Einigkeit zwischen Parteien und Verbanden schien
zu sein, dass der Text von allen Akteuren unterschiedlich interpretiert wurde und
verschiedene Aspekte in den Vordergrund gerlickt wurden. So gefielen den linken
Parteien die 06kologischen Forderungen des Gegenentwurfs, wie etwa die
standortangepasste und ressourceneffiziente Lebensmittelproduktion und der
ressourcenschonende Umgang mit Lebensmitteln, die wirtschaftsliberalen Parteien
begrussten die ~grenziberschreitenden Handelsbeziehungen™ und die
landwirtschaftsnahen Akteure beflrworteten die Sicherung der landwirtschaftlichen
Produktion und des Kulturlandes.

Aus dieser einseitigen Ausgangslage heraus erstaunten auch die Ergebnisse der ersten
Befragung zu den Stimmabsichten von GFS Bern kaum. 65 Prozent wollten sich ,eher™
oder ,bestimmt™ fur die Vorlage aussprechen, nur 18 Prozent entschieden sich ,eher®
oder ,bestimmt® dagegen. Die grosste Unsicherheit, die noch blieb, war, ob sich
irgendwelche Konsequenzen aus einer Annahme ergeben wirden. Fast schon
philosophisch stellte der Tagesanzeiger die Frage: .Soll man einen Artikel in die
Verfassung schreiben, der weder Gutes noch Bdses bewirkt, der nichts verlangt und
nichts anstosst, der einfach nur - existiert2®

Am Abstimmungssonntag kam es dann zur Entscheidung: Mit einer Stimmbeteiligung
von fast 50 Prozent stimmte das Stimmvolk mit sehr hohen 78,7 Prozent wenig
Uberraschend fur die Annahme des Gegenentwurfs zur Volksinitiative und flur den
neuen Abschnitt in der Schweizer Verfassung.

Abstimmung vom 24. September 2017

Beteiligung: 47,1%
Ja: 1'943'180 (78,7%) / Stande: 20 6/2
Nein: 524'919 (21,3%) / Stéande: 0 0/2

Parolen:
- Ja: SVP (2)*, SP, FDP (3)*, CVP, GPS, GLP (1)*, BDP, EVP, Bauernverband, Pro Natura,
WWEF, Bauerinnen- und Landfrauenverband, Bischofskonferenz, Caritas.
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.02.2019
MARLENE GERBER

- Nein: EDU, Gewerbeverband.
*in Klammern: Anzahl abweichende Sektionen. *

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Dass die Zersiedelungsinitiative an der Urne verworfen wurde, erstaunte nach dem
starken RuUckgang der Unterstutzung vor der letzten Umfragewelle wenig. Am 10.
Februar 2019 legten bei einer unterdurchschnittlichen Stimmbeteiligung von 37.9
Prozent mit 63.7 Prozent beinahe zwei Drittel der Stimmenden ein Nein in die Urne und
in keinem Kanton fand sich eine Mehrheit fir das Volksanliegen. Uberdurchschnittlich
hohe - wenn auch dort nicht mehrheitliche - Unterstitzung erfuhr die Initiative in den
Stadten. So stimmte etwa die Bevdlkerung in den Stadten Bern und Zirich sowie im
Kanton Basel-Stadt und Genf der Initiative mit 46.5 Prozent bis gut 49 Prozent zu. In
Bezug auf die im Laufe des Abstimmungskampfes abnehmende Unterstitzung in der
Bevolkerung sowie auch auf das schlussendlich erfolgte Ergebnis handle es sich bei
diesem Anliegen um eine durchschnittliche Initiative, konstatierte etwa die NZZ.

Die Initianten zeigten sich zwar enttduscht vom Resultat, dusserten sich aber zufrieden,
mit ihrer Volksinitiative eine wichtige Diskussion angestossen zu haben. Dass das Thema
Zersiedelung und Bauen ausserhalb der Bauzonen mit dem jungsten Urnengang noch
lange nicht vom Tisch ist, zeigte sich bereits am Tag nach der Abstimmung. Die Medien
berichteten von zwei geplanten Volksanliegen, die von einer Allianz aus Umwelt- und
Naturverbanden im Marz lanciert werden sollen. Die Gegner hingegen sahen sich durch
das Abstimmungsresultat darin bestéatigt, dass das Volk eine foderalistisch organisierte
Raumplanung bevorzuge und den Kantonen im Rahmen der zweiten RPG-Teilrevision,
deren Beratung im Parlament noch ausstand, ausreichend Spielraum zugestanden
werden musse. Der bisher vorliegende Entwurf des Bundesrates zum Bauen ausserhalb
der Bauzonen werde von Natur- und Heimatschutzverbéanden als «komplett untauglich»
eingestuft, wie sich Raimund Rodewald von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz in
der BaZ zitieren liess. Nicht zuletzt zeigte sich bereits eine Woche nach der
Abstimmung, dass nicht alle Kantone die erste RPG-Teilrevision fristgerecht umgesetzt
hatten, weswegen der Bund in den betroffenen Gebieten einen Einzonungsstopp
verhéngte.

Abstimmung vom 10. Februar 2019

Beteiligung: 37.9%
Ja: 737'241(36.3%) / Stande: O
Nein: 1'291'613 (63.7%) / Stéande: 20 6/2

Parolen:

- Ja: SP, GPS, EVP; Pro Natura, VCS, Greenpeace, Biosuisse, Kleinbauernvereinigung,
Alpeninitiative.

- Nein: GLP, CVP, BDP, FDP, SVP, EDU; Economiesuisse, HEV, SBV, SGV, Stadteverband,
Arbeitsgemeinschaft Berggebiete. °

Sozialpolitik
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DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE

DATUM: 17.05.1992

MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2006
MARIANNE BENTELI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2006
MARIANNE BENTELI

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Medizinische Forschung

In der Abstimmung vom 17. Mai 1992 nahmen Volk und Stéande den von Bundesrat und
Parlament als direkten Gegenvorschlag zur inzwischen zuriickgezogenen
«Beobachter-Initiative» ausgearbeiteten neuen Artikel 24 der Bundesverfassung
deutlich an. Fast zwei Drittel der Urnengangerinnen und Urnengénger und alle Kantone
mit Ausnahme des Wallis stimmten damit der Einfuhrung von verbindlichen Leitplanken
im Bereich der Gentechnologie zu. Bisher hatte es auf Bundesebene nur Richtlinien
und einige Bundesgerichtsurteile gegeben. Der neue Verfassungsartikel sieht im
einzelnen vor, dass die In-vitro-Fertilisation (IvF) nur erlaubt sein soll, wenn alle
anderen Methoden zur Behebung ungewollter Kinderlosigkeit versagt haben. Eingriffe in
die menschliche Keimbahn sind verboten, ebenso die Forschung an und der Handel mit
Embryonen. Das Erbgut einer Person darf nur mit deren Zustimmung oder aufgrund
gesetzlicher Anordnung untersucht oder registriert werden. Eine mit Spendersamen
gezeugte Person soll Zugang zu den Daten ihrer Abstammung erhalten. Bei Tieren und
Pflanzen schliesslich ist die Wirde der Kreatur sowie die Sicherheit von Mensch, Tier
und Umwelt zu wahren.

Verfassungsartikel zur Fortpflanzungs- und Gentechnologie (Art. 24 BV)
Abstimmung vom 17. Mai 1992

Beteiligung: 39.2%
Ja: 1'271'052 (73.8%) / 19 6/2 Stéande
Nein: 450'635 (26.2%) / 1 Stand

Parolen:

— Ja: FDP, SP (2*), CVP (3*), SVP (1*), GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG, Vorort, SGV, SBV,
VKMB, SBN, SGCI, FMH, Kath. Frauenbund

— Nein: LP (4%, AP, SD, EDU; SAG, Basler Appell gegen Gentechnologie,
Behindertenorganisationen, diverse feministische Gruppen

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ©

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Asylgesetz. Teilrevision
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1598 399 (67,8%)
Nein: 760 787 (32,2%)

Parolen:

Ja: CVP (6*), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.

Nein: SP, EVP, CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Fltchtlingshilfe.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander (AuG)
Abstimmung vom 24. September 2006

Beteiligung: 48,9%
Ja: 1602134 (68,0%)
Nein: 755 119 (32,0%)

Parolen: Ja: CVP (6%), FDP (1*), SVP, LP, SD, EDU, FPS, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.
Nein: SP, EVP (1*), CSP, PdA, GP; SGB, Travail.Suisse, ev. und kath. Landeskirchen,
Hilfswerke, Schweizerische Flichtlingshilfe.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.11.2006
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Mit einem Ja-Stimmenanteil von 68% hiess das Volk am 26. November die
Harmonisierung der Familienzulagen klar gut. Das Gesetz wurde einzig in Appenzell
Innerrhoden mit 54,4% abgelehnt. Am grossten war die Zustimmung mit 83,7% im
Kanton Jura. Es ist dies jener Kanton, in dem die Familien vom neuen Gesetz am
meisten profitieren werden, weil dort die Kinderzulagen am tiefsten waren. Auch die
Kantone Neuenburg, Waadt und Bern, deren Zulagen ebenfalls deutlich unter dem
kiinftigen Minimum lagen, stimmten der Harmonisierung mit Mehrheiten von tGber 70%
zu. Mit Ausnahme von Genf lagen die durchschnittlichen Ja-Stimmenanteile in den
Kantonen der Westschweiz und im Tessin héher als in der Deutschschweiz.

Abstimmung vom 26. November 2006

Beteiligung: 45,0%
Ja: 1480796 (68,0%)
Nein: 697 415 (32,0%)

Parolen: Ja: CVP, SP, EVP, CSP, PdA, PSA, GPS, SD, EDU, Lega; SBV, SGB, Travail.Suisse.
Nein: FDP (4*), SVP, LP, FPS; Economiesuisse, SGV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ’

1) BBI, 2009, S. 75639 ff.; Presse vom 18.5.09; Lloren, Anduk / Nai, Alessandro, Vox - Analyse der eidgendssischen
Volksabstimmung vom 17. Mai 2009, Bern und Genf 2009. Beschwerden: AZ, 20.5.09; BaZ, 27.5.09; TG, 29.5. und 30.5.09; LT,
5.5.und 18.7.09; BGZ, 2.10.09.

2) LN, 5.1.11; QJ, 6.1.11; 24H, 3.2.11; BZ, 14.2.11; Nai, Alessandro / Sciarini, Pascal, Vox - Analyse der eidgenossischen
Abstimmungen vom 13. Februar 2011, Genf 2011

3) BBI, 2009, S. 8719 ff.; BaZ, 9.9.09; NZZ, 10.9. (Gross, sp, ZH) und 19.9.09 (Miiller, fdp, AG und Lustenberger, cvp, LU); Presse
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